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§255
Hauptverhandlung nach Zurückverweisung 

an das Gericht erster Instanz

(1) Wird das erstinstanzliche Urteil im 
vollen Umfange aufgehoben, richtet sich 
die erneute Hauptverhandlung erster In­
stanz nach den allgemeinen Vorschriften. 
Nach der Feststellung der Personalien des 
Angeklagten ist die Formel des Urteils des 
Rechtsmittel- oder Kassationsgerichts zu 
verlesen.

(2) Wird das erstinstanzliche Urteil in 
seinen tatsächlichen Feststellungen bestätigt 
und nur teilweise aufgehoben, ist nach der 
Feststellung der Personalien des Angeklag­
ten das zweitinstanzliche Urteil vorzutra­
gen. Eines erneuten Vortrages der Anklage 
und einer Verlesung des Eröffnungsbe­
schlusses bedarf es nicht. Im übrigen gelten 
die allgemeinen Vorschriften für die Haupt­
verhandlung erster Instanz.

§256
Auswertung des Verfahrens

(1) Das Gericht ist verpflichtet, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Ursachen und Be­
dingungen von Straftaten durch die verant­
wortlichen Staats- und Wirtschaftsorgane, 
Betriebe und anderen Einrichtungen, Ge­
nossenschaften und gesellschaftlichen Orga­
nisationen beseitigt werden, die Unduld­
samkeit der Bürger gegenüber Straftaten 
verstärkt und neuen Straftaten vorgebeugt 
wird.

(2) Es hat dazu alle notwendigen Maß­
nahmen zu ergreifen, insbesondere die ge­
sellschaftlichen Kräfte in den Staats- und 
Wirtschaftsorganen, Betrieben und anderen 
Einrichtungen, Genossenschaften und 
Wohngebieten zu informieren, Gerichtskri­
tik zu üben, Hinweise zu geben und Bera­
tungen zum Zwecke der Beseitigung der 
festgestellten Ursachen und Bedingungen 
von Straftaten mit den zuständigen Orga­
nen, Organisationen und Kollektiven zu 
führen.

(3) Werden von den verantwortlichen 
Leitern nicht die notwendigen Maßnahmen 
zur Beseitigung der Ursachen und Bedin­
gungen von Straftaten ergriffen, ist das 
Gericht verpflichtet, den Staatsanwalt und 
erforderlichenfalls auch die Organe der Ar- 
beiter-und-Bauern-Inspektion zu informie­
ren.

Sechster Abschnitt 
Beschleunigtes Verfahren

§257
Voraussetzungen

(1) Im Verfahren vor dem Kreisgericht 
kann der Staatsanwalt schriftlich oder 
mündlich den Antrag auf Verhandlung im 
beschleunigten Verfahren stellen, wenn der 
Sachverhalt einfach ist, der Beschuldigte die 
Tat nicht bestreitet und die sofortige Ver­
handlung möglich ist.

(2) Im beschleunigten Verfahren können 
die dem Gericht obliegenden Aufgaben 
durch den Richter wahrgenommen werden, 
wenn dies zur Gewährleistung der soforti­
gen Durchführung der Hauptverhandlung 
erforderlich ist.

§258
Maßnahmen der strafrechtlichen 

V erant wortlichkeit

(1) Das Gericht kann im beschleunigten 
Verfahren auf Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr, Haftstrafe, Verurteilung auf Bewäh­
rung, Geldstrafe oder öffentlichen Tadel er­
kennen. Zusätzlich zur Hauptstrafe sind 
Geldstrafe, öffentliche Bekanntmachung der 
Verurteilung, Aufenthaltsbeschränkung, 
Erlaubnisentzug und Einziehung von Ge­
genständen zulässig. Unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen kann Ausweisung als 
Haupt- oder Zusatzstrafe ausgesprochen 
werden.

(2) Gegenüber Jugendlichen darf nur auf 
Auferlegung besonderer Pflichten durch das 
Gericht, öffentlichen Tadel, Geldstrafe, Ver­
urteilung auf Bewährung, Jugendhaft oder 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr erkannt 
werden. Zusätzlich zur Hauptstrafe sind 
Geldstrafe, öffentliche Bekanntmachung 
der Verurteilung, Erlaubnisentzug und Ein­
ziehung von Gegenständen zulässig. Unter 
den gesetzlichen Voraussetzungen kann 
Ausweisung als Haupt- oder Zusatzstrafe 
ausgesprochen werden.

Anmerkung: Gemäß § 7 Abs. 6 EGStGB/


